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Entscheidung über die Zulassung oder Nichtzulassung des „Bürgerbegehrens für 

den Erhalt der kommunalen Betreuung der unter Dreijährigen in Ahnatal“ 

 

 

 
Sachverhalt: 
 
Nachdem die Gemeindevertretung am 27.02.2020 einen Beschluss zum Standortkonzept 
für die Ahnataler Kindergärten und zum Antrag der SPD-Fraktion zum Neubau und 
Erweiterung eines Kindergartens im Ortsteil Weimar gefasst hatte, wurde ein 
Bürgerbegehren initiiert. 
 
Das Bürgerbegehren wurde von ca. 1.200 Bürgern/innen unterzeichnet und am 
24.04.2020 eingereicht. Nach § 8b Abs. 4 HGO entscheidet die Gemeindevertretung über 
die Zulässigkeit. 
 
Das Bürgerbegehren wurde zusammen mit allen relevanten Unterlagen dem Hess. 
Städte- und Gemeindebund vorgelegt mit der Bitte, eine rechtliche Stellungnahme 
abzugeben. Diese liegt zwischenzeitlich vor. 
 
Im Ergebnis kommt die rechtliche Überprüfung zu dem Ergebnis, dass das 
Bürgerbegehren aufgrund des fehlenden Kostendeckungsvorschlags als unzulässig zu 
bezeichnen ist. 
 
Im Einzelnen wird dazu vom HSGB ausgeführt (Auszug aus der Stellungnahme): 
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Es wird vorgeschlagen, der rechtlichen Einschätzung des HSGB zu folgen und der 
Gemeindevertretung zu empfehlen, das Bürgerbegehren für unzulässig zu erklären. 
 
Der Gemeindevorstand hat sich mit der Angelegenheit in seiner Sitzung am 18.06.2020 
befasst und empfiehlt folgenden Beschluss: 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Gemeindevertretung beschließt, dass das „Bürgerbegehren für den Erhalt der 
kommunalen Betreuung der unter Dreijährigen in Ahnatal“ aufgrund des fehlenden 
Kostendeckungsvorschlags unzulässig ist. 
 
 
 
 
 
Michael Aufenanger 
Bürgermeister 
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